
der Hauptverhandlung noch weitere Male in schwer­
wiegender Weise von ihrem Ehemann drangsaliert wor­
den. So wurde sie von ihm gezwungen, ihren Kopf in 
eine an der Tür angebrachte Drahtschlinge bzw. bei 
ausströmendem Gas in eine Gasbackröhre zu stecken. 
Ein weiteres Mal hat ihr der Ehemann eine Leine um 
den Hals gelegt. Sie wurde von ihm auch mit einem 
Gummikabel auf den Kopf geschlagen. Wenn auch diese 
brutalen Mißhandlungen und die damit verbundenen 
Forderungen des Ehemannes gegenüber der Angeklag­
ten, freiwillig aus dem Leben zu scheiden, nicht in allen 
Fällen auf bestehende Schwangerschaften der Angeklag­
ten zurückzuführen sind, sondern auch aus anderen An­
lässen und dabei vorwiegend im angetrunkenen Zustand 
vom Ehemann erfolgten, läßt sich doch der Angeklagten 
nicht widerlegen, daß sie das Neugeborene deshalb ge­
tötet hat, weil sie mit der Existenz eines dritten Kindes 
eine weitere Verschärfung des ohnehin äußerst ge­
spannten ehelichen Zusammenlebens befürchtete, der 
Tod des Kindes hingegen auf die Fortsetzung der Ehe 
im Interesse ihrer beiden Kinder hoffen ließ.
Bei dieser Sachlage erweisen sich die fortgesetzten ro­
hen Mißhandlungen und anderen schweren Drangsa­
lierungen, denen die Angeklagte von ihrem Ehepartner 
wegen des zu erwartenden Kindes ausgesetzt war und die 
sie im Interesse der Fortsetzung der Ehe wegen der bei­
den Kinder zur Tötung des Neugeborenen bestimmten, 
als besondere Tatumstände im Sinne von § 113 Abs. 1 
Ziff. 3 StGB, die ihre strafrechtliche Verantwortlichkeit 
mindern.
Die Begründung strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
nach § 113 Abs. 1 Ziff. 2 StGB schließt die Anwendung 
des §113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB nicht aus. Mit dem Tat­
bestand des Totschlags in der Alternative der Tötung 
eines Kindes in oder gleich nach der Geburt — § 113 
Abs. 1 Ziff. 2 StGB — trägt das Gesetz der damit ver­
bundenen psychischen und physischen Belastungssitua­
tion der Mutter in strafmildernder Hinsicht Rechnung. 
Weitergehende als die mit der Entbindung verbunde­
nen allgemeinen physischen und psychischen Belastun­
gen der Mutter werden vom Gesetz nicht gefordert. 
Mithin ist das der Tötung zugrunde liegende Motiv der 
Mutter für die Anwendung des privilegierten Tatbe­
stands nicht beachtlich. Das sich daraus ergebende Aus­
maß ihrer strafrechtlichen Schuld und die hiervon mit­
bestimmte Tatschwere sind ausschließlich bei der Straf­
zumessung zu berücksichtigen.
Die in der vorliegenden Strafsache festgestellten Miß­
handlungen und Drangsalierungen der Angeklagten 
durch ihren Ehemann, die sie zur Tötung des Kindes 
bestimmt haben, versetzten sie in eine ihr ausweglos 
erscheinende Lage, die die mit der Geburt verbundene 
allgemeine psychische und physische Belastungssitua­
tion bei weitem übersteigt.
Das hätte das Bezirksgericht erkennen und beachten 
müssen. Auch die gesellschaftliche Anklägerin hat in 
der Hauptverhandlung auf die besonderen Schwierig­
keiten hingewiesen, die die Angeklagte zur Tat be­
stimmt haben, und beantragt, diese Umstände genü­
gend bei der Urteilsfindung zu berücksichtigen. In An­
betracht der vorgenannten Umstände, die die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit der Angeklagten erheblich 
mindern, erweist sich die vom Bezirksgericht gegen sie 
erkannte fünfjährige Freiheitsstrafe als wesentlich 
überhöht.
Die vom Vertreter des Generalstaatsanwalts und von 
der Verteidigung beantragte Freiheitsstrafe von drei 
Jahren trägt der objektiven Gefährlichkeit der Tat der 
Angeklagten, aber auch den Umständen Rechnung, die 
sie dazu bestimmt haben. Mit ihr wird auch dem An­
trag des gesellschaftlichen Anklägers entsprochen.

§§ П5, 30 Abs. 2, 61 StGB.

1. Die sich in der wiederholten körperlichen Mißhand­
lung des Ehepartners offenbarende Rücksichtslosigkeit 
des Täters und seine grobe Mißachtung der sozialisti­
schen Familienbeziehungen bestimmen maßgeblich die 
Schwere seiner Tat. Diese Faktoren sind daher für die 
Strafzumessung von Bedeutung. Sie begründen jedoch 
nicht mit Notwendigkeit den Ausspruch einer Freiheits­
strafe.
2. Nach § 30 Abs. 2 StGB kann eine Verurteilung auf 
Bewährung selbst bei Vergehen ausgesprochen werden, 
die Ausdruck eines hartnäckigen disziplinlosen Ver­
haltens des Täters sind, wenn diese Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit zur wirksamen er­
zieherischen Einflußnahme auf den Täter mit der Ver­
pflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz oder einer 
Bürgschaft verbunden wird. Mit dieser Regelung trägt 
das Gesetz der großen Bedeutung der kollektiven Ein­
flußnahme auf den Täter, der erzieherischen Rolle der 
Bewährungszeit und der dem gesellschaftlichen Ent­
wicklungsstand entsprechenden Forderung nach der 
vollen Nutzung der Vorzüge der sozialistischen Gesell­
schaftsordnung zur Bekämpfung und Verhütung von 
Rechtsverletzungen Rechnung.
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Der 27jährige Angeklagte trank in einer Gaststätte meh­
rere Glas Bier. Später kam seine Ehefrau hinzu, und 
beide tranken, heiter gestimmt, mit anderen Gästen 
mehrere Runden Bier und Schnaps. Als der Zeuge F. im 
Lokal Platz genommen hatte, änderte der Angeklagte 
sein Verhalten. Er bezichtigte seine Ehefrau intimer Be­
ziehungen zu F. Die den Angeklagten schon seit langem 
beherrschehde Eifersucht bestimmte sein weiteres Ver­
halten gegenüber der Ehefrau am Tatabend. Gegen 
Mitternacht verließen beide das Lokal. Auf dem Nach­
hauseweg wollte der Angeklagte von seiner Frau wis­
sen, mit welchen Männern sie sich schon eingelassen 
habe. In der Wohnung drang er weiter auf sie ein. Da 
sie intime Beziehungen zu anderen Männern in Abrede 
stellte, schlug der Angeklagte mit einem Gummischlag­
stock auf sie ein. Während dieser Mißhandlung wieder­
holte er ständig die gleiche Frage. Er wollte ferner wis­
sen, wer der Erzeuger der ältesten ehelich geborenen 
Tochter sei. Um weiteren Schlägen zu entgehen, äußerte 
die Geschädigte, sie habe intime Beziehungen zum Zeu­
gen F. unterhalten. Daraufhin schlug der Angeklagte 
noch heftiger zu. Insgesamt hat er über sechzig Mal mit 
dem Schlagstock auf die verschiedensten Körperteile 
seiner Ehefrau eingeschlagen. Diese mußte eine Woche 
lang stationär behandelt werden.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht 
den Angeklagten wegen vorsätzlicher Körperverletzung 
(§ 115 Abs. 1 StGB) zu einem Jahr Freiheitsstrafe ver­
urteilt.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieser Entscheidung im Strafausspruch zugunsten des 
Angeklagten beantragt. Mit dem Antrag wird gröblich 
unrichtige Strafe gerügt.
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kreisgericht ist darin zuzustimmen, daß die 
Schwere der Tat des Angeklagten durch die Art und 
Weise ihrer Begehung und die ihr zugrunde liegenden 
Motive entscheidend bestimmt wird. Der Angeklagte 
hat aus einer der Gleichberechtigung der Geschlechter 
in der sozialistischen Gesellschaft, der Würde der Frau 
und den Prinzipien des sozialistischen Gemeinschafts­
lebens krass widersprechenden Einstellung heraus sei­
nen Ehepartner, die Mutter seiner Kinder, in erheb­
licher Weise körperlich mißhandelt. Wie vom Kreisge­
richt ferner richtig erkannt wurde, ist die starke Erre-


